
Handlungsplan bei Verdacht auf sexualisierte Gewalt durch 
kirchliche Mitarbeiter*innen im Kirchenkreis Rantzau-Münsterdorf 

Es gibt unterschiedliche Eingangssituationen, die den Verdacht von sexualisierter Gewalt 
nahelegen und entsprechende Handlungsschritte erfordern (Meldepflicht!). Die häufigsten 
Fälle fangen so an: 

a) Ein Opfer vertraut sich einer ehren- oder hauptamtlichen    Bezugsperson an. 

b) Eine Mitarbeiter*in beobachtet auffällige Symptome bei einem Kind, Jugendlichen oder 
einer schutzbefohlenen Person. 

c) Eine Mitarbeiter*in erhält einen Hinweis von einer dritten Person. 
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Unterstützung durch die/den unabhängige/n Meldebeauftragte/n, durch
 Fachberater*innen und die jeweilige Leitung 

 

 

 

 

 

INTERVENTION: Pröpst*in beruft Beratungsstab ein! 

 

 

 

 
11Wird ein sexueller Übergriff beobachtet ist sofort zu reagieren, um diesen möglichst zu unterbinden. Die 
eigene Gefährdungssituation ist dabei zu beachten. In jedem Fall ist die Tat zu dokumentieren und möglichst 
schnell der/dem unabhängigen Meldebeauftragte*n anzuzeigen. Der zuständige Propst ist zu informieren, um 
dann koordiniert, in Abstimmung mit der/dem Betroffenen, weitere Maßnahmen zu ergreifen (z.B. Anzeige zur 
Strafverfolgung). 

Eingangsverdacht 

Ruhe 
bewahren!!! 

außer in einer akuten 
Gefährdungssituation 

Klären ob „zureichende 
Anhaltspunkte“ vorliegen         

= Beratungsbedarf 

Keine Anhaltspunkte: 
Dokumentation beenden  

Ggf. Schritte zur 
Rehabilitation 

Verdacht erhärtet oder bestätigt sich 

 Meldung an unabhängige Meldebeauftragte*n 
und Information an zuständige/n Pröpst*in 

Pröpst*in, Beauftragte*r für Prävention, Öffentlichkeitsarbeit 

Einbeziehung von unabhängigem/r Meldebeauftragtem*r, 

externe Fachstellen und interne Fachberatung 

Leitungsperson (KGR, Einrichtung) 

ggf. weitere Personen 

 

In Kindertagesstätten und 
Einrichtungen der Jugendhilfe werden 
die nach Sozialgesetzbuch (SGB)  §8a 
„Schutzauftrag bei Kindeswohl-
gefährdung“ geregelten Abläufe 
beachtet! 

In Einrichtungen des Diakonischen 
Werks und des KiTA-Werks  liegt das 
operationale Verfahren in Hand der 
Geschäftsführung. Der/Die zuständige 
Pröpst*in ist zu informieren. 



Verfahren bei Fallbearbeitung 

Beauftragung einer (externen) Fachperson oder Fachstelle mit der 
operationalen Interventionsarbeit durch die zuständige pröpstliche 
Person 

 

 

Koordination der Arbeit des Beratungsstabs 

• Gemeinsamen Sachstand herstellen 
• Rollen- und Auftragsklärung  

(Wer macht was, bis wann? Pressearbeit, Dokumentation,                                       
Information der verschiedenen Ebenen, arbeitsrechtliche Schritte…) 

• Handlungs- und Verfahrensschritte vereinbaren (Schutzmaßnahmen, seelsorgliche 
bzw. psychologische Begleitung, …) 

• Maßnahmen betreffen in der Regel  eine Vielzahl von Personen: 
a) die schutzbedürftige, betroffene Person 
b) die/den Beschuldigte/n 
c) Aufdeckende Person/en 
d) Personen im familiären Umfeld (Eltern u.a.) 
e) Mitarbeitende einer Einrichtung (z.B. supervisorische Begleitung) 
f) Mitglieder von Leitungsgremien (z.B. KGR) 
g) Journalist*innen 

 

 

 

 

 

 

Die zuständige pröpstliche Person ordnet ein Verfahren zur 
Aufarbeitung in der jeweils betroffenen Einrichtung an 

Folgende Regeln sind in jedem Fall 
zu beachten: 1. Die Trennung von 
Dienstvorgesetztenrolle und 
seelsorglicher Begleitung 2. Die 
Befangenheit ist zu prüfen 3. Keine 
„klärende Begegnung“ zwischen 
beschuldigter und  schutzbe-
dürftiger Person 4. Datenschutz ist 
zu gewährleisten 

Bei erhärtetem Verdacht oder Bestätigung der Anschuldigung erfolgen weitere 
arbeitsrechtliche bzw.  juristische Schritte. Eine Strafanzeige sollte nur mit Einverständnis 
der Betroffenen gestellt werden. Ausnahme: Kindeswohlgefährdung 

Der/Die  zuständige Pröpst*in  meldet dem/r Meldebeauftragten den Abschluss des  Falls 



Weitere Hinweise und Erläuterungen zum Handlungsplan 

Rechtliche Grundlagen  für den Handlungsplan ergeben sich aus dem Kirchengesetz zur Prävention 
und Intervention gegen sexualisierte Gewalt in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Norddeutschland und ihrer Diakonie (Präventionsgesetz – PrävG) vom 17. April 2018, sowie der 
Rechtsverordnung zur Ausführung des Präventionsgesetzes in der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Norddeutschland (Präventionsgesetzausführungsverordnung – PrävGAusfVO) vom 28. November 
2019. 

https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/pdf/40916.pdf  

 https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/document/45220  

Der vorliegende Handlungsplan gibt eine Grundorientierung für ein geordnetes Verfahren bei 
Verdachtsfällen sexualisierter Gewalt in der Institution. Da jeder Fall eine eigene Dynamik entwickeln 
kann, ist der Beratungsstab gefordert, die jeweils angemessenen Schritte und Maßnahmen zu 
bedenken und einzuleiten bzw. durch die pröpstliche Person anzuweisen.  

Sollte eine Leitungsperson selbst befangen sein, so ist jeweils die nächsthöhere Ebene für einen 
korrekten Ablauf verantwortlich.  

Andere Formen von Gewalt (z.B. psychischer Gewalt) ist in unserer Kirche, die sich einer Kultur der 
Achtsamkeit verpflichtet sieht, mit adäquaten Mitteln entgegen zu wirken. Dies ist bei der 
Erarbeitung von Schutzkonzepten mit zu bedenken. 

Beobachten und dokumentieren: Es gibt viele mögliche Hinweise auf sexualisierte Gewalt, wie zum 
Beispiel eine nicht altersgemäße sexualisierte Sprache, sozialer Rückzug, Angst vor Erwachsenen, 
Zwangshandlungen wie  Waschzwänge uvm. Liegt keine akute Bedrohung vor, sollte genau 
beobachtet  und dies auch dokumentiert werden. Wer unsicher ist, kann sich Rat bei den ortsnahen 
Beratungsstellen holen. 

Ruhe bewahren und dem eigenen Gefühl folgen:  Verhaltensauffälliges Verhalten kann auf 
Gewalterfahrungen beruhen, muss es aber nicht. Das mögliche Opfer kann von der/dem 
beobachtenden  Mitarbeiter*in behutsam eingeladen werden, zu erzählen, ob etwas nicht stimmt. 
Die Gespräche sind zu dokumentieren (Datum. Uhrzeit, Teilnehmer*innen, Sachaussagen). Erhärtet 
sich der Verdacht, ist es sinnvoll, die/den Dienstvorgesetzten ins Vertrauen zu ziehen.  

Dokumentation: Die Gesprächsführung ist so zu gestalten, dass die/der Betroffene spürt, dass 
ihr/ihm geglaubt wird. Auch widersprüchliche Gefühle oder sachliche Widersprüche sind nicht 
infrage zu stellen. Es ist darauf zu achten, dass Sachfragen gestellt werden (W-Fragen – aber nicht 
Warum!) und keine Interpretationen oder Deutungen des Geschehens, vor allem durch 
Suggestivfragen erfolgt. Nur so sind die Dokumentationen in einem möglichen späteren 
Strafverfahren belastbar.  

Vereinbarung mit Betroffenen:  Gemeinsam mit den Betroffenen ist zu überlegen, wie es weiter 
gehen soll. Der Wille der Betroffenen ist zu respektieren, es sei denn es liegt eine akute 
Kindeswohlgefährdung vor.  

https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/pdf/40916.pdf
https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/document/45220


Verdacht entkräftet: Sollte sich im Laufe des Verfahrens zeigen, dass es zu keinem 
grenzverletzendem Verhalten von  Seiten der/des Beschuldigten gekommen ist, sind Wege zu 
suchen, die die Mitarbeiter*in rehabilitieren. Dies kann unterschiedlich aussehen, je nachdem, wie 
sehr die Öffentlichkeit von den Vorwürfen Kenntnis genommen hat. Auch die Wünsche des/r 
fälschlicherweise Beschuldigten sind einzubeziehen. 

Vorgehen bei erhärtetem Verdacht:   

Meldung an Vorgesetzte/Hauptamtliche: Wird der Verdachtsfall an Vorgesetzte weitergegeben, sind 
diese dafür verantwortlich, bei erhärtetem Verdacht die nächsten Schritte einzuleiten. Diese hängen 
auch vom Schweregrad der Handlung ab. Ziel ist es, Sicherheit für die Betroffenen herzustellen und 
Täter*innen zu stoppen. Daher kann ein pädagogisches Gespräch, eine sofortige arbeitsrechtliche 
Maßnahme oder zusätzlich auch eine Weiterleitung des Falls an die Polizei oder Staatsanwaltschaft 
geboten sein.  Handelt es sich um mehr als eine unabsichtliche Grenzverletzung, die intern geklärt 
werden kann, ist der Vorgang der zuständigen pröpstlichen Person und der/dem Meldebeauftragte/n 
des Kirchenkreises oder der Präventionsstelle der Nordkirche anzuzeigen.  

Das Diakonische Werk Schleswig-Holstein hat eine eigene Meldebeauftragte benannt, an die Fälle 
aus dem Bereich der Diakonie gemeldet werden sollen:  Maike Becker,  Tel. 04331-593-213, 
meldestelle@diakonie-sh.de  

Beratungsstab: Unverzüglich tritt der Beratungsstab des Kirchenkreises zusammen, um die nächsten 
Schritte abzustimmen. Ihm gehören im Kern der/die  zuständige Pröpst*in, der/die Beauftragte für 
Prävention, ein/e externe Fachberater*in, die/der Öffentlichkeitsreferent*in, eine Fachexpert*in aus 
dem jeweils betroffenen Arbeitsfeld (KiTa, Jugendarbeit, Kirchenmusik o.ä.), ein 
Hauptverantwortlicher des betroffenen Anstellungsträgers an.  Weitere Personen können im 
Bedarfsfall hinzugezogen werden, so z.B. ein/e Mitarbeiter* der Fachstelle gegen sexualisierte 
Gewalt der Nordkirche.  

Der Bischof des Sprengels und der Leiter der nordkirchlichen Öffentlichkeitsarbeit sind in Kenntnis zu 
setzen und über das weitere Vorgehen zu informieren.  Propst oder Pröpstin informieren die 
Öffentlichkeit über den Tatbestand und das weitere Vorgehen. 

Erziehungsberechtigte von betroffenen Kindern und Jugendlichen sind frühzeitig zu informieren, es 
sei denn sie sind selbst als Täter*innen in den Fall verstrickt. 

Aufarbeitung: Nach Abschluss des Falls ordnet der/die zuständige Pröpst*in die Aufarbeitung in der 
betroffenen Einrichtung an.  

mailto:meldestelle@diakonie-sh.de


Externe und interne Beratung: https://www.kirche-gegen-sexualisierte-gewalt.de/beratung-und-
hilfe-in-der-nordkirche.html  

Erarbeitet vom Arbeitskreis Prävention des Kirchenkreises Rantzau-Münsterdorf 

Stand: 26.02.2021 

Die Unabhängige Ansprechstelle (UNA) ist ein Angebot für Menschen, die in der Nordkirche 
Grenzverletzungen oder sexualisierte Gewalt erlebt oder davon erfahren haben. Die UNA wird 
von der konfessionsfreien Fachberatungsstelle Wendepunkt e.V. betrieben. Sie bietet eine 
vertrauensvolle Gesprächs- und Beratungsmöglichkeit durch qualifizierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. 

Auch kirchliche Mitarbeitende und Leitungspersonen können sich bei Unsicherheiten und 
Fragen zu diesem Thema anonym an die UNA wenden.  
Telefon: +49 800-022099 (kostenfrei und anonym)  montags 9-11 Uhr, mittwochs 15-17 Uhr  

una@wendepunkt-ev.de   www.wendepunkt-ev.de/UNA  
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